
Zur Person
Hajo rosenbrock ist Sprecher des
kuratoriums Freundeskreis Hanno-
ver. außerdem ist er Geschäftsführer
und Vorsitzender des turn-klubs
Hannover (tkH). ein wichtiges
anliegen ist ihm dort, das thema
Inklusion voranzutreiben.

Am Sonnabend dürfte es voll werden auf dem Opernplatz. Bündnisse wie „Bunt statt Braun“, Gewerkschaften, Institutionen rufen auf, von 14 bis 16
Uhr für die Demokratie und gegen Rechtsextremismus zu demonstrieren. Anmelder ist der Freundeskreis Hannover. Der Sprecher des Kuratoriums,

Hajo Rosenbrock, erklärt, was auf dem Spiel steht.
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Hannover. Der Freundeskreis
Hannover hat für das Bündnis „Bunt
statt Braun“ eine weitere Demonstra-
tion gegen rechts angemeldet. Hajo
rosenbrock, Sprecher des kurato-
riums, hofft auf eine rege teilnahme
auf dem Opernplatz von 14 bis 16 Uhr.

8500Menschen waren amDienstag
auf einer Demonstration gegen
rechts.Macht Ihnen das Mut?
auf der einen Seite Mut und es ringt
auch viel respekt ab. Zum Glück ist
der Opernplatz groß, auf dem unsere
Demo stattfindet. Und: es ist ein
deutlich sichtbares Zeichen, dass die
Menschen sich bewegen.

Mit wie vielen Menschen rechnen
sie am sonnabend?
es könnten 10.000 werden. Jeder, der
kommt, ist herzlich willkommen. es
ist ein wahnsinniger Druck in der
Gesellschaft. Die afD hat den letzten
tropfen geliefert, der das Fass – posi-
tiv – zum Überlaufen gebracht hat.
Jetzt bewegt sich endlich etwas.

brauchte es nachrichten wie über
die „remigrations“-Pläne, um die
Leute aufzuwecken?
Ich glaube schon. Viele gesellschaftli-
che Player wie unser Freundeskreis
oder auch Mitglieder in unseren
Sportvereinen haben schon länger
überlegt, etwas zu machen. aber es
bedurfte dieses Wortes und dieser
Deutlichkeit, was die rechten vorha-
ben. Das erreicht Liberale, konserva-
tive, Soziale und natürlich bunte
Strukturen. Das brauchte es, damit
die Gesellschaft aufsteht.

Werden diese Demonstrationen
reichen oder muss über Instrumen-
te wie ein Parteienverbot nachge-
dacht werden?
Die Demos sind ein positives Zeichen,
sie werden aber bestimmte einstel-
lungen nicht eins zu eins verändern
können. Mit einem Verbotsverfahren
müssen sich aber Leute befassen, die
sich fachlich damit auskennen. Wir
als Gesellschaft, kirche, Sportverei-
ne, kultur, Gewerkschaften und so
weiter, wir haben die Orte, wo Demo-
kratie gelernt wird. Das muss wieder
in den Fokus rücken. Wir müssen ler-
nen, diese Demokratie auch nach
außen zu vertreten, die stille Mehr-
heit auffordern, nicht mehr so still zu
sein. es ist nicht selbstverständlich,
dass wir in so einer guten Welt leben,
die demokratisch aufgestellt ist.
Dafür muss man immer wieder arbei-
ten. Dazu laden wir ein.

Die Demokratie wird nicht nur
durch ihre Feinde bedroht, sondern
auch durch das schweigen ihrer
Freunde. können Demonstrationen
wirklich zu erweckungserlebnissen
werden?
es ist eine Momentaufnahme. Und es

ist richtig gut, dass so viele Men-
schen auf die Straße gehen. aber wir
alle müssen uns überlegen, wie wir im
alltag die Demokratie deutlicher
stärken. alle müssen dafür sorgen,
dass die Gesellschaft im Diskurs
bleibt, und klarmachen, dass Demo-
kratie eben nicht selbstverständlich
ist. Die afD zeigt uns, dass es gut ist,
Menschen oder Parteien zu wählen,
die andere nicht unterdrücken wol-
len, die eine Pluralität der Gesell-
schaft zulassen und das Miteinander
fördern.

Was erwarten sie von bundesregie-
rung und Landesregierungen?
Ich erwarte, dass sie ihre Hausaufga-
ben machen. Dass Institutionen der
Zivilgesellschaft gestärkt werden wie
die Bundeszentrale für politische Bil-
dung. Gefördert werden müssen Vor-
bilder, auch in der Schule. Fächer wie
Werte und Normen sind wichtig. Poli-
tik muss dazu beitragen, dass es
weniger bürokratisch wird. Warum
muss man zwei Monate auf einen ter-
min im Bürgeramt warten? Das sind
die Hausaufgaben, die Politik
machen muss. aber: Wir als Zivilge-
sellschaft sind gefragt. Wir müssen

zeigen, wie wichtig uns unsere Demo-
kratie ist.

nun sind viele bürgerinnen und
bürger aber auch sehr genervt von

den ewigen streitereien in der
Politik ...
Streit gehört zur Demokratie dazu,
aber den sollte man so gestalten,
dass er für uns nachvollziehbar ist.

entweder macht man das transpa-
rent, oder man rangelt hinter ver-
schlossenen türen und präsentiert
dann Lösungen. Der konsens ist
mehr gefordert als der Dissens. aber
ich kann nicht sagen: Nur weil ich ent-
täuscht von der Politik bin, wähle ich
Faschisten.

deMoNstrAtioN iN
LiNdeN: Am vergange-
nen dienstag kamen
rund 8500 Menschen,
um gegen die Afd zu
demonstrieren.
Fotos: Katrin Kutter,
Debbie Jayne-Kinsey

Bürgermeister gegen
„Deportationsfantasien“
Hemmingen. Das „Netzwerk
junger Bürgermeister*innen“ hat
sich gegen die „rechten Deporta-
tionsfantasien“ zu Wort gemeldet,
dabei sind auch junge Bürgermeis-

ter aus der
region Han-
nover und
aus Nieder-
sachsen wie
Jan Dingel-
dey (CDU)
der Stadt
Hemmin-
gen, Nils
Neuhäuser
genannt
Holtbrügge,
parteiloser
Bürger-
meister der

Gemeinde Ilsede, sowie Christoph
Meineke, parteiloser Bürgermeis-
ter a.D. der Gemeinde Wennigsen.

In ihrem aufruf schreiben die
kommunalen Vertreter und Vertre-
terinnen: „als junge Bürgermeis-
ter*innen stehen wir gemeinsam
für die Werte der Vielfalt, toleranz
und des respektvollen Miteinan-
ders. Besorgt nehmen wir die
Deportationspläne rechtsextremer
aktivisten rund um die afD wahr,
die darauf abzielen, Menschen auf-

grund ihrer Herkunft zu diskrimi-
nieren und zu vertreiben.“

Man lebe in Zeiten vieler
Herausforderungen, die auch
Ängste hervorrufen würden. aber:
„Mit abscheu lesen wir davon, dass
sich Menschen treffen, um ernst-
haft einen Plan zu diskutieren,
Menschen aus unserem Land zu
vertreiben.“ es wäre vermutlich
nicht das erste treffen dieser art
und „es wird auch nicht das letzte
gewesen sein“. Diese Menschen
seien vernetzt in Parlamenten,
Parteien, Vereinen und Unterneh-
men – vom extremen rechten rand
bis in die Mitte der Gesellschaft.

Die Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister, die bei ihrer letzten
Wahl nicht älter als 40 Jahre
waren, „lehnen derartige Bestre-
bungen entschieden ab und setzen
uns für den sozialen Zusammen-
halt in unseren Städten und
Gemeinden ein. Unser Handeln
basiert auf dem Grundsatz, dass
alle Bürgerinnen und Bürger unab-
hängig von ihrer Herkunft, religion
oder politischen Überzeugung
gleichberechtigte Mitglieder unse-
rer Gesellschaft sind.“

Die Bedrohung betreffe alle,
schreibt das Netzwerk. „es geht
darum, unsere Demokratie zu ver-
teidigen. es ist unsere Demokratie,
unsere Freiheit und unser Land.“
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Die AfD hat den letz-
ten Tropfen geliefert,
der das Fass – positiv
– zum Überlaufen
gebracht hat. Jetzt
bewegt sich endlich
etwas.
Hajo rosenbrock
Sprecher des Kuratorium

Grüne: Verbot der
AfD einleiten
Hannover. Die Grünen im hanno-
verschen rat wünschen sich, dass
gegen die afD ein Verbotsverfahren
eingeleitet wird. einen entsprechen-
den antrag will die Fraktion Grüne,
Piraten, Volt in der nächsten ratssit-
zung ende des Monats vorlegen.
„Damit leisten wir einen Debatten-
beitrag“, sagt Grünen-ratsherr Liam
Harrold. es sei natürlich klar, dass der
hannoversche rat keine bindende
Forderung an Bund und Länder stel-
len könne.

Seit einem konspirativen treffen
von Neonazis und afD-Politikern in
Potsdam, bei dem über die Deporta-
tion von Millionen Menschen aus ein-
wandererfamilien gesprochen wurde,
diskutieren Politiker in Land und
Bund über ein mögliches Verbot der
afD. Die Grünen-Fraktion in Hanno-
ver ist zu dem Schluss gekommen,
dass es sinnvoll sei, gegen die in tei-
len rechtsextreme Partei ein Verbots-
verfahren einzuleiten. Die Verfas-
sungsfeindlichkeit sei spätestens
nach dem Potsdamer treffen offen-
sichtlich, heißt es aus der Fraktion.

Die afD ist mit drei Mitgliedern im
rat vertreten. Setzen sich die übri-
gen Fraktionen zusammen, um par-
teiübergreifende anträge zu schrei-
ben – etwa kürzlich eine resolution
gegen antisemitismus –, wird die afD
stets ausgeschlossen. anträge der
afD lehnt der rest des rats meist
einstimmig ab. rue

Gegen „deporta-
tionsfantasien“:
Nils Neuhäuser.
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„Es ist ein wahnsinniger
Druck in der Gesellschaft“
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